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Wilfried Gottschalch 

Lehrfreiheit und Politik 

Gegenerklärung zu der Anschuldigungsschrift des 
Senators für Wissenschaft und Kunst vom 13.2.1969 

1. Allgemeine Erörterungen 
In der Anschuldigungsschrift des Senators für Wissenschaft und 

Kunst vom 13. Februar 1969 wird mir vorgeworfen, bei politischer 
Betätigung nicht diejenige Mäßigung und Zurückhaltung gewahrt zu 
haben, die sich aus meiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und 
aus der Rücksicht auf die Pflichten meines Amtes ergeben. Demnach 
hätte ich ein Dienstvergehen gegen § 19 LBG begangen. 

Ich bin der Auffassung, daß ich mich keines Verstoßes gegen den 
§ 19 LBG schuldig gemacht habe. Alle meine Äußerungen fallen 
unter die Garantie des Artikels 5 GG. 

Nach Hamann1 ist die Ansicht, daß Lehrfreiheit nur akademische 
Lehrfreiheit bedeutet, abzulehnen. Wenn z. B. ein Universitätslehrer 
vor einem geladenen Kreis seine Meinung vorträgt, lehrt er. Andern-
falls dürften Publikationen und Vorträge von Hochschullehrern ja 
auch nur Inhabern von Studentenausweisen zugänglich gemacht wer-
den. Der Hochschullehrer ist also nicht nur frei in der Wahl der 
Sachverhalte, die er zum Gegenstand von Wissenschaft, Forschung 
und Lehre macht, er ist auch autonom in der Wahl der Adressaten 
seiner wissenschaftlichen Leistungen. Nach Hamann gilt das Gesagte 
grundsätzlich auch in besonderen Gewaltverhältnissen, namentlich 
im Beamtenrecht: „Es gibt keinen herkömmlichen Grundsatz des 
Beamtenrechts des Inhalts, daß ein Beamter seine Forschungsergeb-
nisse oder Lehrmeinungen der offiziellen Ansicht anpassen müßte. 
Das Gegenteil bildet für Hochschullehrer einen festen und unbe-
streitbaren Satz unseres Hochschulrechtes"2. 

Diese Auffassung wird vom Senator für Wissenschaft und Kunst 
offenbar auch nicht bestritten. Fraglich scheint ihm nur, ob die mir 
vorgeworfenen Äußerungen wissenschaftlichen Charakter haben. In 
Übereinstimmung mit Werner Hofmann definiere ich Wissenschaft 
„als methodisches, d. h. systematisches und prüfendes Herangehen an 
einen Untersuchungsgegenstand. Die Notwendigkeit einer solchen 
besonderen, von dem einfachen, ständig von uns praktizierten Wahr-
nehmen und Denken unterschiedenen, daher auch einer besonderen 
Schulung bedürfenden Erkenntnishaltung ist Ausdruck der Tatsache, 

1 Andreas Hamann, Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Mai 1949. Neuwied, Berlin 1961, S. 111. 

2 a.a.O., S. 112. 
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daß Subjekt und Objekt des Erkennens voneinander geschieden sind. 
Im Denkvorgang setzt sich daher das Subjekt ins Verhältnis zu sei-
nem Gegenstand: und allem Urteil haftet dabei die Möglichkeit zu 
Wahrheit und Irrtum an. Wissenschaft ist, wie alles Denken, der 
Versuch, den Unterschied von Subjekt und Objekt der Erkenntnis, 
und das heißt von Meinung und Gemeintem zu überwinden, zur 
Übereinstimmung von Urteil und Sachverhalt zu gelangen und diese 
Übereinstimmung nachzuweisen. Wissenschaft teilt also mit dem 
einfachen Denken die kognitive Grundsituation. Was sie diesem 
voraus hat, ist die größere Chance, kraft ihres methodischen Vor-
gehens zu .wahren', d. h. erweislich zutreffenden Ergebnissen zu ge-
gelangen" s. Mithin entscheidet nicht der Stil über die Wissenschaft-
lichkeit einer Äußerung, sondern allein die Tatsache, ob sie als Be-
standteil eines wissenschaftlichen Denkzusammenhanges ausgewie-
sen werden kann. Das ist bei den inkriminierten Äußerungen aus-
nahmslos der Fall. 

Lehrfreiheit schließt aber audi Freiheit der Lehrmethoden ein. Um 
Wissenschaft öffentlich zu machen, um möglichst viele Menschen an 
wissenschaftlichen Denkprozessen und -resultaten zu beteiligen, 
schèint es mir ratsam, weitgehend auf den in Deutschland mehr als 
in anderen Ländern üblichen Gebrauch „wissenschaftlicher" Geheim-
und Imponiersprachen zu verzichten und dafür mit dem didaktischen 
Prinzip der Verfremdung zu arbeiten, d. h. Mittel der intellektuellen 
Provokation zu gebrauchen. Hierbei geht es nicht etwa darum, kom-
plizierte Sachverhalte zu simplifizieren, beabsichtigt wird vielmehr, 
Problembewußtsein, „Aha-Erlebnisse" zu erwecken, indem Bekann-
tes wie Fremdes, Fremdes wie Bekanntes dargestellt wird. Die Mit-
tel der intellektuellen Provokation, der didaktischen Verfremdung 
zielen nicht auf Kanzelabkündigungen, sie sind vielmehr Aufforde-
rungen zur Diskussion, zur geistigen Auseinandersetzung. In einer 
Zeit und Gesellschaft, in der die Menschen so wenig realen Einfluß 
auf politische Entwicklungsprozesse haben und damit zu politischer 
Beteiligung kaum motiviert sind, wie das gegenwärtig in der Bun-
desrepublik und anderswo der Fall ist, bedarf es hierzu freilich zu-
weilen holzschnittartiger Kennzeichnungen. Die Auffassung, daß der 
Begriff „Wissenschaft" politische Motive ausschließe4, teile ich nicht. 
Seit dem „Historismusstreit" ist diese Frage in den Sozialwissen-
schaften umstritten. Kein Wissenschaftler hatte bisher den Mut, seine 
Meinung zu dieser Frage als das Schlußwort dieser Debatte aus-
zugeben. Auch Juristen wären überfordert, müßten sie hierzu ein 
abschließendes Urteil geben. 

Ich trage im folgenden meine Auffassung zu diesen Problemen vor: 
Hochschullehrer sind der ganzen Gesellschaft verpflichtet. Ihre 
Leistungen für die Öffentlichkeit dürfen sich nicht darauf beschrän-

3 Werner Hof mann, Vom Werturteil in der Gesellschaftslehre, in: Wer-
ner Hofmann, Universität, Ideologie, Gesellschaft. Beiträge zur Wissen-
schaftssoziologie, Frankfurt/Main 1968, S. 71 f. 

4 S. 8 der Anschuldigungsschrift. 
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ken, Studenten auf wissenschaftliche Berufe vorzubereiten und 
„Zweckgutachten" für staatliche oder andere Auftraggeber zu liefern. 
Sie würden die Wissenschaftsfreiheit aufgeben, ihre moralische Au-
tonomie und die Fähigkeit zum kritischen Vernunftgebrauch verlie-
ren, leisteten sie nur nach besonderer Aufforderung Orientierungs-
hilfe. Das politische Mandat der Hochschullehrer besteht aber gerade 
darin, Unabhängigkeit gegen alle politischen Institutionen und In-
teressengruppen zu wahren, der eigenen Arbeit nachzugehen, sich 
selber die Probleme herauszusuchen und das Wort an die Herrscher 
und Beherrschten zu richten5. Die Hochschullehrer müssen sich da-
gegen wehren, ihre politische Funktion auf die Verfeinerung der 
Techniken für den administrativen und interessenpolitischen Haus-
gebrauch der jeweiligen Machthaber einengen zu lassen. Sie haben 
das Recht und die Pflicht, sich zu allen politischen Fragen wertend zu 
äußern. Zumal politische Wissenschaft hat kritische Wissenschaft zu 
sein. Ihre Aufgabe ist es, Machtmißbrauch zu enthüllen und die in-
tellektuellen, juristischen und politischen Freiheiten der Bürger zu 
mehren. Darin stimme ich mit Franz Neumann8 überein, jenem Po-
litikwissenschaftler, der neben Otto Kirchheimer besonders nachhaltig 
Einfluß auf mein wissenschaftliches und politisches Denken hat. 
Beide waren überdies Juristen. Gerade diese Aufgabe motivierte 
mich nach dem Erlebnis der Nazizeit und meinen Erfahrungen in der 
SBZ bzw. DDR, Sozialwissenschaft unter besonderer Berücksichti-
gung der politischen Wissenschaft zu wählen. 

Eine ähnliche Auffassung vertritt auch der amerikanische Sozio-
loge C. Wright Mills: „Es ist die politische Aufgabe des Sozialwissen-
schaftlers wie eines jeden liberalen Erziehers, die persönlichen Sor-
gen ständig in die Gesamtsituation zu übertragen und diese wieder-
um im Hinblick auf das Schicksal der Individuen zu interpretieren. 
Es ist seine Aufgabe, in seiner ganzen Arbeit — und als Erzieher 
auch in seinem Leben — diese Kunst des sozialen Denkvermögens zu 
zeigen. Es ist ferner sein Ziel, diese Kunst jene Männer und Frauen 
zu lehren, die in seinem Wirkungsbereich stehen. Wer diesem Ziele 
dient, dient der Vernunft und der Individualität und läßt sie zu den 
bestimmenden Werten der demokratischen Gesellschaft werden."7 

Da ich mich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung be-
kenne und meine politische Tätigkeit am Bonner Grundgesetz und 
der Berliner Verfassung orientiere, fühlte und fühle ich mich ver-
pflichtet, alle antidemokratischen Tendenzen in unserer politischen 
Wirklichkeit scharf zu kritisieren und zu bekämpfen. Das ist übri-
gens auch eine meiner beamtenrechtlichen Aufgaben. 

Ein Verstoß gegen den § 19 LBG läge meiner Auffassung nach 
unter folgenden Bedingungen vor: 

5 C. Wright Mills, Kritik der soziologischen Denkweise, Neuwied und 
Berlin 1963, S. 233. 

6 Franz Neumann, Die politische Wissenschaft in der Demokratie, 
Berlin 1950. 

7 C. W. Mills, a.a.O., S. 240 f. 
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1. wenn sich meine Äußerungen auf die bloß werbende Unterstüt-
zung politischer, konfessioneller, weltanschaulicher, wirtschaft-
licher oder anderer Programme beschränkten, 

2. wenn ich Studenten, die von mir abhängig sind, zu einem politi-
schen Tun oder Lassen aufgefordert, wenn ich also agitiert hätte, 

3. wenn meine Kritik lediglich in gehässiger, verhetzender oder dif-
famierender Absicht vorgetragen worden wäre. 

Verletzung der unter 1. und 2. genannten Bedingungen wirft mir 
der Senator für Wissenschaft und Kunst, wenn ich das Anschuldi-
gungsschreiben richtig interpretiere, nicht vor. 

Die Kritik wurde auch nicht in gehässiger, verletzender oder diffa-
mierender Weise vorgetragen. Jedenfalls waren meine Formulierun-
gen längst nicht so zugespitzt wie jene Äußerungen, die Parlamen-
tarier ohnehin einander zuwerfen und dann tolerieren. Wären sie im 
Bundestag gefallen, hätte es nie einen Ordnungsruf des Bundestags-
präsidenten gegeben. Folglich konnten sie schon nach ihrer äußeren 
Form nicht verletzen, beleidigen oder diffamieren. 

Mit keiner meiner Äußerungen wollte ich den Senat von Berlin 
oder einen seiner Vertreter diffamieren. Das ist mir schon deshalb 
nicht möglich, weil ich als Wissenschaftler von einer deterministi-
schen Konzeption her jede Schuldtheorie ablehne und infolgedessen 
Diffamierungen als unzulässige Personalisierung betrachte. Ich kriti-
siere nicht Personen, sondern deren Verhalten und Einstellung. Haß 
kommt als Motiv schon deswegen nicht in Frage, weil ich keine der 
genannten Personen seinerzeit persönlich kannte. Da ich in allen 
sozialen Beziehungen außerhalb meines engsten Lebenskreises auf 
freundliche oder kritische Distanz bedacht bin, ist meine Fähigkeit 
zu emotionaler Ablehnung ebenso gering entwickelt wie die zu emo-
tionaler Zuneigung. 

2. Zu den einzelnen Vorwürfen 

1. In dem Artikel „Wahl ohne Alternative" beabsichtigte ich, zum 
Nachdenken darüber anzuregen, ob der Bürger tatsächlich aus-
reichenden Einfluß auf den politischen Entscheidungsprozeß hat, 
wenn er unter Kandidaten, die sich in wesentlichen politischen Fra-
gen kaum unterscheiden, jene aussuchen kann, die ihm am besten 
gefallen. Von einer Gleichsetzung des westdeutschen mit dem polni-
schen Gesellschaftssystem kann schon deswegen keine Rede sein, 
weil ich ja ausdrücklich darauf aufmerksam machte, daß man, um zu 
der vorgetragenen Auffassung zu kommen, von den übrigen Gegen-
sätzen in den jeweiligen Gesellschaftssystemen absehen muß. Meine 
Kritik hier wie später in der KU-Rede richtete sich hinsichtlich des 
Parteiensystems vor allem gegen jene Tendenzen, die, wie auch von 
anderen Politikwissenschaftlern und Soziologen immer wieder erör-
tert wild, aus den Parteien als Organe der politischen Willensbildung 
des Volkes Dienstleistungsparteien machen, die sich den Wählern als 
Vehikel zur Befriedigung von Konsumentenwünschen anbieten. 
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Die Kennzeichnung der CDU und SPD als „demoskopisch" halte 
ich für zutreffend. Damit ist aber anders als im Anschuldigungs-
schreiben S. 9 behauptet wird, weder gesagt, daß es in diesen Par-
teien keine demokratischen Komponenten mehr gebe, noch daß sie die 
Demokratisierung der Bundesrepublik Deutschland „vorsätzlich" 
verhindern. Hätte ich das ausdrücken wollen, hätte ich es auch ent-
sprechend formuliert. 

Mir kommt es in meiner wissenschaftlichen Arbeit nicht auf die 
Absichten an, die jemand verkündet, wohl aber auf die Funktion, die 
ein politisches Wirken hat. Ich meine also nicht, daß CDU und SPD 
vorsätzlich die Demokratisierung Deutschlands verhindern, wohl 
aber, daß ihre bisherige Politik die Chancen für die Demokratisie-
rung Deutschlands fortschreitend minderte und gefährdete. Etwas 
anderes aus dem Text herauslesen zu wollen, zeugt zumindest von 
geringem hermeneutischen Training. Nicht die formalen Rechte, die 
Bürger in der Bundesrepublik und in Westberlin haben, stehen in 
meinen Arbeiten zur Debatte, wohl aber die realen Chancen. Im 
Hinblick auf die Möglichkeit, neue Parteien zu gründen, sind diese 
angesichts der 5-Prozentklausel, der Parteienfinanzierung usf. poli-
tisch nicht relevant. 

Ohne Zweifel war es ein Fehler von mir, daß ich die SED (SEW) 
in meiner Kolumne nicht erwähnte. Doch halte ich die SED aus drei 
Gründen nicht für eine mögliche Alternative: 

Erstens ist die SED mit einer Vergangenheit belastet, die viele 
Sozialisten nach wie vor daran hindert, dieser Partei ihre Stimme 
zu geben. Zweitens ist die innerparteiliche Demokratie in der SED 
mindestens ebenso dünnblütig wie in SPD und CDU. Wie soll aber 
eine Organisation, in der autoritäre Tendenzen vorherrschen, die 
Demokratisierung der Gesellschaft wirksam fördern können? Drit-
tens ist die SED — wie viele andere kommunistische Parteien — 
eine Art außenpolitische Agentur der Sowjetunion. Da die Außen-
politik der Sowjetunion die Stabilisierung des status quo will, ist sie 
nicht an wesentlichen Änderungen der Machtstrukturen in anderen 
Ländern interessiert. So dient auch die Politik der SED der Erhal-
tung des status quo. 

Wenn es in der Anschuldigungsschrift heißt, ich hätte das Wahl-
recht in der Bundesrepublik Deutschland als genauso undemokratisch 
hingestellt wie das in der Volksrepublik Polen, so ist das ebenfalls 
eine ungenaue Wiedergabe meiner Äußerungen. Nicht das Wahlrecht 
habe ich zur Diskussion gestellt, sondern den realen Prozeß der Wah-
len. Überdies habe ich eine Frage formuliert, keine Antwort: „Mit 
welchem Recht nennt man unter diesen Umständen die Wahlen in 
Westberlin demokratisch und denunziert Wahlen in Polen als un-
demokratisch?" Auf diese Frage gibt es verschiedene Antworten. Auf 
Grund eines Demokratieverständnisses, das an Joseph Schumpeter 
orientiert ist8, müßte man sowohl die Westberliner als auch die pol-

8 Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 
München 1950, S. 428 
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nischen Wahlen demokratisch nennen. Geht man von einem histo-
risch-inhaltlichen Demokratiebegriff aus9, dann sind sie hier wie 
dort nicht besonders demokratisch. Ist man im Freund-Feind-Denken 
befangen, dann sind Westberliner Wahlen demokratisch, polnische 
undemokratisch oder umgekehrt, je nachdem mit welchem „Lager" 
man sich identifiziert. 

Daß es mit den politischen Freiheiten in Polen nicht weit her ist, 
ist mir nur zu gut bekannt. Aber auch in der Bundesrepublik können 
Demokraten, gerade weil sie Demokraten sind, auf dem Verwal-
tungswege aus Parteien ausgeschlossen werden, was folgenreich ist, 
weil bei uns die Parteien eine ganze Reihe politischer Monopole, z. B. 
das der Besetzung von Wahlämtern besitzen. Auch bei uns schützt 
die Polizei Menschen, die mit der raffiniert gelenkten „öffentlichen 
Meinung" nicht übereinstimmen, unzureichend vor dem Pöbel., Auch 
bei uns werden Studenten und Hochschullehrer öffentlicher Diffa-
mierung ausgesetzt. 

2. Die Ausführungen vom 6. Juni 1967 müssen aus der damaligen 
Situation verstanden werden. Isoliert betrachtet mögen die Äuße-
rungen in der Tat überspitzt erscheinen. Sie hatten jedoch im 
Gegensatz zu der Auslegung der Anscäiuldigungsbehörde eher be-
ruhigende Wirkung. Die auf Albertz bezogenen Worte, daß er für 
den Beruf des Pastors keine Fähigkeit besäße, habe er ja selbst 
eingesehen, betraf mehrere Vorwürfe von Seiten der Studenten, die 
davon ausgingen, gerade er als Pfarrer sei ja zu besonderer Mensch-
lichkeit' verpflichtet. Ich wollte, daß diese unerquickliche Frage nicht 
mehr diskutiert werden sollte. Das erreichte ich auch. 

Bei der Formulierung „Regierender Stockmeister" ging es mir 
nicht um eine Beschimpfung, sondern um eine holzschnittartige 
Kennzeichnung des Verhaltens des damaligen Regierenden Bürger-
meisters, die dieser überdies auch nicht als Beleidigung empfand. 
Anläßlich seiner Vernehmung zu diesem Disziplinarverfahren am 
19. 7. 1968 äußerte er gegenüber Herrn Regierungsdirektor Noack als 
Untersuchungsführer: „Was wollen Sie denn überhaupt, das war 
doch ein ganz ehrenwerter Beruf." Ich halte es für einen Rückfall in 
das Mittelalter, wenn man Menschen, die im Strafvollzug stehen, 
für nicht ehrenwert hält. Nicht ehrlos war meiner Auffassung nach 
das damalige Verhalten des Herrn Albertz, wohl aber anachronistisch, 
und sein anachronistisches Agieren wollte ich zutreffend charakteri-
sieren. Im übrigen war ich. von einem Balkon der Wielandstraße aus 
Augenzeuge der Polizeiausschreitungen am 2. 6. 1967 und habe in 
der folgenden Nacht an den ersten Ermittlungen im Fall Ohnesorg 
teilgenommen. Herr Albertz hatte sich seinerzeit mit dem Verhalten 
der Polizei identifiziert. Später korrigierte er bekanntlich sein Urteil. 
Die Albertz unterstellte Aufforderung, den Demonstrationswillen der 
Studenten zu brechen (sie hing als Spruchband über der Redner-

9 Z. B. Alfred Weber, Staat und gewerkschaftliche Aktion, Köln-Deutz, 
o.J., S. 12. 
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tribüne des Auditorium Maximum), konnte ich seinerzeit auf diesem 
Hintergrund für wahr halten. 

Die Behauptung: „In Fragen dieser Art waren sogar die Nazis noch 
anständiger" — es ging um das damalige, später widerrufene Verbot 
einer öffentlichen Beerdigung des Studenten Ohnesorg — ist keine 
Beschimpfung. Sie bezog sich darauf, daß die Nazis sowohl die öffent-
liche Beerdigung des Berliner SPD-Vorsitzenden Künstler wie die 
des Breslauer Sozialdemokraten Eckstein erlaubten. 

Auch hier überrascht mich wieder die Interpretation seitens des 
Senators für Wissenschaft und Kunst. Auf Seite 10 der Anschuldi-
gungsschrift wird zitiert: „Die Juden wurden von den Vorgängern — 
ich meine das rein chronologisch — umgebracht oder vertrieben." 
Gerade die Einfügung „ — ich meine das rein chronologisch — " soll 
ja zeigen, daß zwischen den von mir kritisierten Gruppen und den 
nazistischen Vorgängern weder in den Absichten noch in allen 
Funktionen volle Identität herrscht. Ich dachte an dieser Stelle auch 
weniger an die offizielle politische Führung unserer Stadt, als an 
jene, die die Kommunikationsmittel beherrschen. Denen kann ich 
freilich nicht den Vorwurf ersparen, daß sie in nur zu vielen Fällen 
zu den Mitteln der Pogromhetze griffen und dabei genau jene psycho-
technischen Mittel gebrauchten, die Gegenstand der Vorurteils-
forschung sind10. Ein globales Urteil über die Politik des Senats von 
Berlin sprach ich nicht aus. Was ich kritisierte, war die meiner Mei-
nung nach in der Tat antidemokratische Politik des Senats gegen die 
Studenten (das schließt nicht aus, daß er auf anderen Gebieten demo-
kratische Politik übt, wenn ich hiervon auch wenig wahrnehme), die 
Äußerungen des Regierenden Bürgermeisters, in der mir damals 
bekannten Form, und die seinerzeitige Billigung der Polizeiausschrei-
tungen durch den Senat. 

Bei dieser Kritik kam es mir nicht darauf an zu diffamieren, son-
dern den Regierenden Bürgermeister und den Senat von Berlin an 
ihre Verpflichtungen aus der Berliner Verfassung zu erinnern. An-
gesichts der damaligen Situation in dieser Stadt erschien mir die 
hierfür gewählte Form als angemessen. Gerade weil ich als Beamter 
in einem Rechtsstaat zur Loyalität gegen Institutionen (Verfassung 
usw.), nicht aber gegen Personen (siehe Eidesformel) verpflichtet bin, 
fühle ich mich überall dort zur Kritik verpflichtet, wo es politische 
Amtsträger an dieser Loyalität gegen Institutionen missen lassen. 
Nicht nur seinerzeit, sondern auch später hatte ich Anlaß, an der 
Verfassungstreue politischer Amtsträger zu zweifeln. 

Weiter habe ich als Professor gegen Studenten auch eine gewisse 
Fürsorgepflicht. Mir bleibt also nichts anderes übrig, als immer 
dann, wenn gegen Studenten — von wem auch immer — Pogrom-
hetze getrieben wird, für diese einzutreten. In Situationen, in denen 
mir keine Zeit für ausreichende Wahrheitsfindung bleibt, verhalte 
ich mich schließlich wie der Richter, sofern er die Prinzipien liberaler 

10 Vgl. besonders: Franz Neumann, Angst und Politik. Recht und Staat 
in Geschichte und Gegenwart Nr. 178/179, Tübingen 1954. 
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Rechtsstaatlichkeit respektiert. Das heißt, ich vermute im Zweifels-
falle für den Angeklagten, für den Schwächeren, für die Freiheit. 

3. In der Rede vom 1. 11. 1967 trug ich Lehrmeinungen vor, die in 
der politischen Wissenschaft und Soziologie seit' Jahrzehnten disku-
tiert werden. Ich kann mich hierbei u. a. auf Hermann Heller, Her-
bert Marcuse, Franz Neumann, Otto Kirchheimer, Karl Löwenstein, 
Gerhard Leibholz berufen11. Die Formulierung „Demo-autoritäres 
System" z. B. stammt von Karl Löwenstein. Nahezu wörtlich habe 
ich den Satz „Die Regierungen kommen zwar noch auf demokratische 
Weise ins Amt, dann aber regieren sie autoritär" aus seiner Ver-
fassungslehre entnommen12. Ähnlich wie ich hat der sozialdemokra-
tische Bundestagsabgeordnete Dr. Apel über den Funktionsverlust 
des Parlaments geklagt. Er verglich das Parlament mit einem Nota-
riat13. Nur wer keine gediegenen Kenntnisse der Verfassungslehre 
hat, kann meine Formulierung, daß „von der Verfassungswirklich-
keit her gesehen die Bundesrepublik Deutschland und Westberlin 
schon seit den fünfziger Jahren keine parlamentarische Demokratie 
ist", so interpretieren, wie das auf S. 11 der Anschuldigungsschrift 
geschah. Der Interpret der Anschuldigungsbehörde hat offenbar keine 
Kenntnis von jenen Diskussionen in politischer Wissenschaft, Sozio-
logie und Rechtswissenschaft, die den Konflikt zwischen Verfassungs-
form und Verfassungswirklichkeit zum Gegenstand haben. Diese 
Diskussion ist nicht nur durch kognitives Interesse motiviert, son-
dern auch durch die bittere Sorge, daß die verfassungsmäßigen 
Organe ihren Verpflichtungen aus Artikel 20 Abs. 3 GG, ob sie 
wollen oder nicht, aus funktionellen Gründen nur sehr unzureichend 
nachkommen können. Daß ich behauptet hätte, in der Bundesrepu-
blik herrschten „überhaupt keine demokratischen Verhältnisse", ist 
eine Unterstellung, deren mögliche Motive ich nicht erörtern will. 

11 Martin Drath, Die Gewaltenteilung im heutigen deutschen Staats-
recht, in: Faktoren der Machtbildung, Bd. 2, Berlin 1952; Hermann Heller, 
Europa und der Faschismus, 2. Auflage 1931; ders., Rechtsstaat oder Dik-
tatur, Tübingen 1930; ders., Staatslehre, Leiden 1934; Otto Kirchheimer, 
Politik und Verfassung, Frankfurt/Main 1964. Hier vor allem auch die 
Aufsätze: Weimar — und was dann? / Zur Frage der Souveränität / 
Wandlungen der politischen Opposition; ders., Politische Herrschaft, 
Frankfurt/Main 1967. Vor allem die Aufsätze: Legalität und Legitimität / 
Restriktive Bedingungen und revolutionäre Durchbrüche / Deutschland 
oder der Verfall der Opposition / Über den Rechtsstaat; Gerhard Leibholz, 
Der Strukturwandel der Demokratie, Karlsruhe 1952; Karl Löwenstein, 
Verfassungslehre, Tübingen 1959, S. 92 ff.; Herbert Marcuse, Der Kampf 
gegen den Liberalismus in der totalitären Staatsauffassung. Wieder ab-
gedruckt in: Marcuse, Kultur und Gesellschaft I, Frankfurt/Main 1965; 
Franz Leopold Neumann, Demokratischer und autoritärer Staat, Frank-
furt/Main 1967. Hier vor allem die Arbeiten: Der Funktionswandel des 
Gesetzes im Recht der bürgerlichen Gesellschaften / Ökonomie und Politik 
im 20. Jahrhundert. 

12 Karl Löwenstein, a.a.O., S. 93 f. 
13 Zitiert nach Eugen Kogon in der Wochenzeitung „Die Zeit", Nr. 4 

vom 26. 1. 1968, S. 3. 
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Daß in kapitalistischen Gesellschaften faschistische und imperiali-
stische Tendenzen und Komponenten wirksam sind, ist nicht auf eine 
mögliche Originalität meines Denkens zurückzuführen. Sowohl in 
der nichtmarxistischen wie in der marxistischen Imperialismus- und 
Paschismusforschung wird immer wieder auf die Zusammenhänge 
zwischen der ökonomischen Struktur der Gesellschaft einerseits und 
imperialistischen bzw. faschistischen Tendenzen im politischen System 
andererseits hingewiesen. Ich verweise hier auf die Kapitel „Das 
Problem des Imperialismus im ,Finanzkapital'" und „Die Antwort 
Hilferdings auf die Herausforderung durch den Nationalsozialismus" 
in meinem Buch „Strukturveränderungen der Gesellschaft und poli-
tisches Handeln in der Lehre von Rudolf Hilferding". Dort finden 
sich entsprechende Literaturhinweise14. 

3. Schlußbemerkungen 

Nach sorgfältiger Prüfung des Freiheitsraumes, den Artikel 5 des 
GG sowie die entsprechenden Bestimmungen der Berliner Verfas-
sung gewähren, habe ich die Gewißheit, daß ich mich keines Dienst-
vergehens im Hinblick auf den § 19 des Landesbeamtengesetzes 
schuldig gemacht habe. 

Ich bekenne mich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
und orientiere meine politische Tätigkeit' am Bonner Grundgesetz 
und der Berliner Verfassung. Daher fühle ich mich verpflichtet, alle 
antidemokratischen Tendenzen in unserer politischen Wirklichkeit 
scharf zu kritisieren und zu bekämpfen. 

Der Verfassungsgrundsatz der Lehrfreiheit schließt nicht nur die 
Wahl der Lehrgegenstände und Adressaten ein, sondern auch Metho-
denfreiheit. Ich halte es daher für legitim, die Mittel der intellek-
tuellen Provokation und Verfremdung anzuwenden. 

Ich beabsichtige nicht, irgendeine Person oder Personengruppe zu 
diffamieren. Als Wissenschaftler bin ich Determinist, lehne also 
schon deswegen die moralische Bewertung menschlicher Handlungen 
ab. 

Da ich mit meinen Äußerungen weder zu einem politischen Tun 
oder Lassen aufrief noch einseitig für politische, konfessionelle, 

14 Wilfried Gottschalch, Strukturveränderungen der Gesellschaft und 
politisches Handeln in der Lehre von Rudolf Hilferding, Berlin 1962. Vgl. 
auch: Carl Brinkmann, Imperialismus als Wirtschaftspolitik, in: Festgabe 
für Lujo Brentano zum 80. Geburtstag, München und Leipzig 1925; Rudolf 
Hilferding, Das Finanzkapital, Neuausgabe, Frankfurt/Main 1968; Franz 
Neumann, Behemoth, The Structure and Practice of National Socialism, 
London 1943; Helmuth Pleßner, Die verspätete Nation, Stuttgart 1966; 
ders., Wie muß der deutsche Nation-Begriff heute aussehen? in: Merkur 
228, März 1967; Arthur Rosenberg, Der Faschismus als Massenbewegung, 
in: Otto Bauer u.a., Faschismus und Kapitalismus, Frankfurt/Main 1967; 
Edgar Salin, Wirtschaft und Staat, Berlin 1932; ders., Soziologische Aspekte 
der Konzentration, in: Die Zeit, 15. Jg. Nr. 39, 40, 41, 1960; Joseph A. 
Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, München 1950; 
Heinrich von Stackelberg, Marktformen und Gleichgewicht, 1934. 



10 Wilfried. Gottschalch 

weltanschauliche oder andere Programme warb, noch den Senat von 
Berlin oder einen seiner Vertreter beleidigte, kann mir ein Verstoß 
gegen die dem Beamten gebotene Mäßigung nicht vorgeworfen 
werden. Alle meine Thesen lassen sich in wissenschaftliche Denk-
zusammenhänge einordnen. 

Wenn in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden ist, meine 
Diskussionsbeiträge stünden im Gegensatz zu der hier gezeigten 
Auffassung, so bedauere ich dieses Mißverständnis, das wohl aus 
sozialer Angst, Mangel an Liberalität, demokratischem Bewußtsein 
und intellektuellem Training bei meinen politischen Gegnern resul-
tiert. 

Die in dem Anschuldigungsschreiben des Senators für Wissenschaft 
und Kunst dargelegten Vorwürfe weise ich zurück. 
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Joachim Hirsch 

Wissenschaftspolitik im Spätkapitalismus 
ökonomische Grundlagen administrativer „Wissenschaftsförderung" 
in der Bundesrepublik 

Betrachtet man die politische Entwicklung seit Beginn der sech-
ziger Jahre, so ist eines der auffallendsten Phänomene das wach-
sende Gewicht von Wissenschaft und Bildung in der öffentlichen 
Diskussion. Der veränderte Stellenwert dieser Thematik wird nicht 
allein dadurch dokumentiert, daß sie zum bevorzugten Gegenstand 
politischer Programm- und Festreden geworden ist und Material für 
eine steigende Flut von Publikationen liefert. Sehr viel handgreif-
licher läßt sich der politische Bedeutungswandel von Wissenschaft 
und Bildung am rapiden Anwachsen der für sie bereitgestellten 
öffentlichen Finanzmittel und an ihrer zunehmenden institutionellen 
Verankerung im engeren und weiteren Regierungsapparat (Bundes-
ministerium für wissenschaftliche Forschung, Wissenschaftsrat, Bil-
dungsrat usw.) ablesen. Man muß sich fragen, wo die Ursachen für 
diese Entwicklung liegen. Dabei wird sich rasch herausstellen, daß 
der abstrakte Verweis auf eine quasi naturwüchsige Eigendynamik 
fortgeschrittener Industriegesellschaften oder gar der Rekurs auf 
eine individualistisch begriffene menschliche Neugier nicht viel wei-
ter helfen. Beides erklärt nicht den zeitlich ziemlich genau fixier-
baren Punkt, an dem Wissenschafts- und Bildungspolitik zu einem 
beherrschenden politischen Thema werden, noch das plötzlich ver-
stärkt einsetzende Engagement der staatlichen Administration im 
Bereich von Wissenschaft, Forschung und industrieller Entwicklung. 
Gerade aber die Tatsache, daß Wissenschaft und technologische Ent-
wicklung aus der Zuständigkeit des isolierten Forschers und aus dem 
partiellen Profitinteresse des einzelnen Unternehmens herausgeho-
ben wurden, daß beides zu einem zentralen Betätigungsfeld für die 
staatliche Bürokratie geworden ist, kennzeichnet den derzeitigen 
Stand der gesellschaftlichen Entwicklung. Will man den damit impli-
zierten Zusammenhängen nachgehen, so bedarf es zunächst einmal 
einer Untersuchung der Wachstums- und Stabilitätsbedingungen des 
bestehenden kapitalistischen Wirtschaftssystems. Inzwischen herrscht 
kaum mehr Zweifel daran, daß Stabilität und Wachstum des mono-
polistischen Kapitalismus vorrangig von einer bestimmten Rate und 
einer besonderen Qualität des technischen Fortschritts abhängig 
geworden sind, daß Wissenschaft und Bildung dabei sind, die Stel-
lung eines entscheidenden Produktionsfaktors einzunehmen, dessen 
Eigenheit freilich darin besteht, von den Mechanismen individueller 
Spontaneität und marktwirtschaftlichen Wettbewerbs nur unzuläng-
lich entfaltet zu werden. 
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I. Technischer Fortschritt, ökonomisches Wachstum und politische 
Stabilisierung im entwickelten Kapitalismus 

Seit dem zweiten Weltkrieg ist bei der bürgerlichen Nationalökono-
mie ein zunehmendes Interesse für wachstumstheoretische Probleme 
zu verzeichnen. Als Ursache dafür werden häufig die auf Wachstums-
raten fixierte Systemkonkurrenz mit den sozialistischen Staaten und 
die Entwicklungsländerproblematik zitiert. Daneben wird darauf 
verwiesen, daß nach der theoretisch einigermaßen erfolgreichen Be-
wältigung des „kurzfristigen" Vollbeschäftigungsproblems durch die 
Keynesianische Theorie man sich nunmehr wieder stärker den Be-
dingungen einer langfristigen Wohlstandssteigerung zuwenden 
könne1. So wichtig diese Gründe auch sein mögen, so darf aber doch 
nicht darüber hinweggesehen werden, daß sich mit der Wachstums-
problematik ganz grundsätzlich die Existenzfrage des spätkapitalisti-
schen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems verbindet, ökonomisch 
wie politisch. Konkreter formuliert, geht es um die von den Produk-
tionsverhältnissen diktierte Alternative zwischen der Aufrechterhal-
tung einer bestimmten Rate fortwährender Expansion des Produk-
tionsapparates und krisenhafter Stagnation des Gesamtsystems 
oder, damit verbunden, um die Gewährleistung desjenigen Maßes an 
kontinuierlichem Wachstum, welches jährlich verteilbare Sozial-
produktszuwächse von einiger Größe und damit die Aufrechterhal-
tung des quasi-pluralistischen Verteilerbetriebes im „sozialstaatlich" 
gewendeten Kapitalismus garantiert. 

Am vereinfachten Modell demonstriert, stellen sich die ökonomi-
schen Zusammenhänge etwa wie folgt dar: Zu jedem Zeitpunkt wird 
das Produktionspotential einer (geschlossenen, d. h. zunächst einmal 
ohne Außenhandelsbeziehungen betrachteten) Wirtschaft durch die 
Nachfrage nach Investitionsgütern einerseits, nach Konsumgütern 
andererseits in Anspruch genommen. Bei einer unter anderem durch 
die gegebene Einkommensverteilung determinierten und soweit als 
gegeben anzusehenden Spar- bzw. Konsumneigung hängt der Aus-
lastungsgrad des volkswirtschaftlichen Produktionapparates — staat-
liche Aktivität ausgeklammert — von der Höhe der unternehme-
rischen Investitionen ab. Ein bestimmter Umfang der Investitions-
nachfrage ist notwendig, damit das bestehende Produktionspotential 
voll in Anspruch genommen und damit Vollbeschäftigung sowie die 
optimale Höhe des Sozialprodukts garantiert wird. Dieser Zusam-
menhang kann als „Einkommenseffekt" der Investitionen bezeichnet 
werden. In der kurzfristigen Analyse der Keynesschen Theorie steht 
er allein zur Debatte. Erweitert man aber den Zeithorizont, so muß 
in Betracht gezogen werden, daß die Nachfrage nach Investitions-
gütern zwar zunächst neues Einkommen entstehen läßt (Löhne und 
Gewinne in der Investitionsgüterindustrie und davon ausgehend auch 

1 Vgl. Gottfried Bombach, Artikel „Wirtschaftswachstum" im Hand-
wörterbuch der Sozialwissenschaften Bd. 12, S. 763 ff.; Heinz König, An-
sätze und Probleme der Wachstumstheorie, in: Ders. (Hrsg.), Wachstum 
und Entwicklung der Wirtschaft, Köln-Berlin 1968, S. 15 ff. 
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in der Konsumgüterindustrie), daß aber mit einer gewissen zeitlichen 
Verzögerung die getätigten Investitionen auch einen „Kapazitäts-
effekt" haben, d. h. sie vergrößern den bisher vorhandenen Produk-
tionsapparat. In der Folgezeit muß also zusätzliche Nachfrage bereit-
stehen, wenn nicht eine krisenhafte Unterbeschäftigung des nunmehr 
erweiterten Produktionsapparates riskiert werden soll. Bei der ge-
gebenen technischen Struktur (Verhältnis von Konsum- und Investi-
tionsgütersektor) und bei der durch die gesellschaftlichen Eigentums-
und Machtverhältnisse bestimmten Einkommensverteilung wird da-
durch eine weitere Expansion der Investitionsgüternachfrage erfor-
derlich. Die dynamische Stabilität des Gesamtsystems hängt mithin 
davon ab, daß die Investitionsnachfrage in ständigem Steigen begrif-
fen, d. h. kontinuierliches Wachstum gewährleistet ist. In der Realität 
gibt es aber keinen einfachen ökonomischen Mechanismus, welcher 
dafür sorgt, daß die jeweils notwendige Nachfrage auch wirklich 
vorhanden ist. Der Umfang der volkswirtschaftlichen Gesamtnach-
frage hängt bei gleichbleibender Einkommensverteilung von der 
erwarteten Rentabilität privater Investitionen, d. h. von den Ge-
winnaussichten der Unternehmer oder von den Möglichkeiten der 
öffentlichen Hand ab, durch Staatsaufträge brachliegende Kapazi-
täten auszulasten und damit volkswirtschaftliche Überschüsse in 
irgendeiner Form zu absorbieren. 

Das Versagen der bürgerlichen Wirtschaftstheorie 

In der nachkeynesianischen Wachstumstheorie wurde der Bedeu-
tung des technischen Fortschritts für das ökonomische Wachstum 
zunächst kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Seit einigen Jahren 
erfreut er sich aber zunehmender Beachtung2. Diese neue Blickrich-
tung dürfte zunächst einmal aus der Erkenntnis resultieren, daß 
technischer Fortschritt in den fortgeschrittenen Industriegesellschaf-
ten während der vergangenen Jahrzehnte einen entscheidenden 
Wachstumsfaktor dargestellt hat. Geht man davon aus, daß das 
produktive Potential einer Wirtschaft nicht nur vom Bestand an 
physischem Kapital, von Zahl und Qualifikation der Arbeitskräfte 
und von der Unternehmens- und Wirtschaftsorganisation, sondern 
auch vom verfügbaren technischen Wissen bestimmt wird, dann 

2 Gute Übersichten über die vorhandenen theoretischen Ansätze und 
Modelle findet man bei Bombach, a.a.O.; Kurt Eisner, Wachstums- und 
Konjunkturtheorie, in: Kompendium der Volkswirtschaftslehre, hrsg. v. 
Ehrlicher u. a., Bd. 1, Göttingen 1967, S. 244 ff. sowie in dem oben zitierten 
Reader von Heinz König. Zur Bedeutung des technischen Fortschritts in 
der modernen Wachstumstheorie vgl. C. Chr. v. Weizsäcker, Zur ökono-
mischen Theorie des technischen Fortschritts, Göttingen 1966; A. E. Ott, 
Artikel „Technischer Fortschritt" im Handwörterbuch der Sozialwissen-
schaften Bd. 10, S. 302 ff.; Murray Brown, On the Theory and Measure-
ment of the Technological Change, Cambridge 1966; Nelson-Peck-Kalachek, 
Technology, Economic Growth and Public Policy, Washington D. C., 1967; 
OECD (Hrsg.), Science, Economic Growth, and Government Policy, 
Paris 1963. 
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hängt die Rate des technisch möglichen Produktionszuwachses in 
mehr oder weniger entscheidendem Umfang von der Geschwindig-
keit des technischen Fortschritts ab. Der entscheidende Beitrag dieses 
„dritten Faktors" (neben Kapital und Arbeit) zum Wachstum der 
kapitalistischen Industriestaaten wurde mehrfach mit einiger Uber-
zeugung nachgewiesen3. Er gewinnt besonders dann an Bedeutung, 
wenn die erwerbstätige Bevölkerung nicht mehr oder nur noch sehr 
langsam zunimmt, wenn also eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
primäre Wachstumsvoraussetzung wird. 

Die Analyse des technisch möglichen Wachstums sagt allerdings 
noch nichts darüber aus, ob und inwieweit es schließlich auch ökono-
misch realisiert wird, ob also die Unternehmungen die Investitions-
nachfrage entfalten, welche nach den oben angedeuteten Zusammen-
hängen zur Stabilisierung des Systems notwendig ist. Bei dieser 
Frage muß sich die Aufmerksamkeit auf die Verwertungsbedingun-
gen des Kapitals richten, d. h. auf die Voraussetzungen, welche den 
Unternehmern unter den gegebenen ökonomischen Verhältnissen 
profitable Investitionsmöglichkeiten eröffnen. Nun erweist schon die 
wirtschaftliche Entwicklung der vergangenen zweihundert Jahre den 
engen Zusammenhang, der oftmals zwischen der Einführung neuer 
Techniken und volkswirtschaftlichen Investitions- und Wachstums-
perioden bestanden hat4. Seine theoretische Erforschung steht aber 
praktisch noch in den Anfängen. Insbesondere hat die moderne mo-
dellanalytische Wachstumstheorie infolge ihrer methodischen Selbst-
beschränkungen zur Lösung gerade dieses entscheidenden Problems 
bisher nur wenig beitragen können. 

Die mathematischen Wachstumsmodelle der herrschenden Wirt-
schaftstheorie haben methodisch den Charakter einer Explikation 
der logischen Bedingungen eines gleichgewichtigen Wachstums unter 
bestimmten, abstrakt gesetzten Prämissen und definitorischen Fest-
setzungen5. Der technische Fortschritt spielt in ihnen die Rolle einer 
Gleichgewichtsdeterminante, die stabiles Wachstum unter den Be-
dingungen des Modells möglich macht, ohne daß damit etwas über 
seine Funktion in der realen ökonomischen Entwicklung gesagt wäre. 

3 Vgl. Nelson u. a., a.a.O.; Brown, a.a.O.; OECD, a.a.O.; Edward F. De-
nison, The Sources of Economic Growth in the United States and the 
Alternatives Before US. A Supplementary Paper of the Committee for 
Economic Development, 1962; Elmar Freund, Forschung — der dritte Fak-
tor, Mainz 1966. 

4 Vgl. z. B. die Auswirkungen des Eisenbahnbaus auf den Investitions-
boom der „Gründerjähre" oder den Einfluß der Automobilproduktion auf 
die Wirtschaftsentwicklung der USA in den ersten Jahrzehnten des 20. 
Jahrhunderts. Joseph A. Schumpeter hat darauf praktisch seine Konjunk-
tur- und Entwicklungstheorie begründet. Vgl.: Business Cycles. A Theore-
tical, Historical and Statistical Analysis of the Capitalist Process, New 
York 1939. 

5 Vgl. dazu K. Rose, Erkenntniswert der Wachstumsmodelle, in: Jahr-
bücher für Nationalökonomie und Statistik, Jg. 167/1956, S. 321 ff. und 
Hans Albert, Wachstumsmodelle und Realität, in: Jahrbücher für Natio-
nalökonomie und Statistik, Jg. 169/1958, S. 120 ff. 
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Mangels empirischer Fundierung können weder reale ökonomische 
Wachstumsvorgänge kausalanalytisch erklärt werden, noch ist es 
möglich, etwas über die zur Erreichung eines gesicherten Wirt-
schaftswachstums notwendigen Maßnahmen zu sagen. Die herr-
schende Modellanalyse geht also kaum weiter, als das Ziel einer 
Wachstumsstabilisierung unter relativ willkürlichen und tautologi-
schen Festsetzungen logisch zu explizieren6. Insbesondere ist nichts 
über die realen Bedingungen des Kapitalverwertungsprozesses ge-
sagt, d. h., man erfährt nichts über die Voraussetzungen für ein unter-
nehmerisches Investitionsverhalten, welches eine langfristige Stabili-
sierung des Systems ermöglicht. Das gesellschaftlich und politisch 
zentrale Problem des heutigen Kapitalismus wird also von der herr-
schenden Wirtschaftstheorie praktisch ausgeklammert. Angesichts 
des steigenden Umfangs wachstumstheoretischer Publikationen muß 
hier eine Fehlleitung wissenschaftlicher Bemühungen verzeichnet 
werden, welche die Reflexion über den ideologischen Charakter die-
ser Disziplin eigentlich geradezu aufdrängen müßte. 

Etwas realitätsbezogenere Auseinandersetzungen mit dem Pro-
blem der Investitionsgelegenheiten finden sich lediglich bei einer im 
Wissenschaftsbetrieb relativ peripheren Gruppe von „Stagnations-
theoretikern". Unter gewissem Rückgriff auf die Thematik der klas-
sischen Nationalökonomen (Malthus, Ricardo, Mill) vertreten sie die 
Ansicht, daß „der langfristig zu beobachtende Rückgang des Bevöl-
kerungswachstums in den Industriestaaten, das Erreichen von Ex-
pansionsgrenzen und der Verlust' von Großraummärkten, die abneh-
mende Produktivität der Investitionen infolge der bereits hohen 
Kapitalakkumulation sowie die Tendenz zur Zunahme kapitalsparen-
der Erfindungen und zur Erhöhung des Monopolisierungsgrades 
einen Rückgang der Investitionsmöglichkeiten und damit eine Sta-
gnation der wirtschaftlichen Entwicklung zur Folge haben würde"7. 
Wenn sich die Vertreter der modellanalytischen Wachstumstheorie 
demgegenüber durch einen betonten Wachstums-Optimismus aus-
zeichnen, so kann sich dieser bestenfalls auf eine etwas vorschnelle 
Verallgemeinerung der ökonomischen Nachkriegsentwicklung stützen. 
Aus ihren theoretischen Analysen ist er jedenfalls kaum abzuleiten. 

Man muß also davon ausgehen, daß bei einer Untersuchung der 
Bedeutung des technischen Fortschritts für den gegenwärtigen Kapi-
talismus auf die Geschlossenheit und auf die formallogische Strin-
genz mathematischer Konstruktionen solange nicht gebaut werden 

6 Albert, a.a.O., S. 123. 
7 König, a.a.O., S. 18. Vgl. dazu P. A. H. Hansen, Economic Progress 

and Declining Population Growth, in: American Economic Review, Vol. 
29/1939, S. 1 ff.; O. Lange, Is the American Economy Contracting?, in: 
American Economic Review, Vol. 29/1939, S. 503 ff.; J. M. Keynes, Some 
Economic Consequences of Declining Population, in: Eugenic Review, 
April 1937; G. H. Hildebrand, Monopolization and the Decline of Invest-
ment Opportunity, in: American Economic Review, Vol. 33/1943, S. 591 ff.; 
J. Steindl, Maturity and Stagnation in American Capitalism, Oxford 1952. 
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kann, als es unmöglich ist, auf ausreichend komplexe, die differen-
zierten Vermittlungszusammenhänge realer ökonomischer Prozesse 
erfassende und empirisch begründete ökonometrische Modelle zu-
rückzugreifen. Was bleibt, ist die Untersuchung empirisch feststell-
barer Entwicklungen mit dem Ziel, die bestimmenden Tendenzen 
des spätkapitalistischen ökonomischen Prozesses herauszuarbeiten. 
Dieses Verfahren dürfte indes ergiebiger sein als das in der offiziel-
len Wirtschaftstheorie so beliebte Spiel mit abstrakten Rechenopera-
tionen. 

Verknappung der Arbeitskräfte 

Vornehmlich zwei Entwicklungen haben die Arbeitskraft in den 
fortgeschrittenen kapitalistischen Staaten zu einem tendenziell 
„knappen" Faktor werden lassen: das relativ (im Verhältnis zur Rate 
der Kapitalakkumulation) langsame Bevölkerungswachstum und die 
wohlfahrtsstaatliche Vollbeschäftigungspolitik der Nachkriegszeit. 
Vollbeschäftigung ist insbesondere in Westeuropa nach dem zweiten 
Weltkrieg zu einem wichtigen politischen Ziel aufgerückt. Dafür gibt 
es verschiedene Gründe. Einer der schwerwiegendsten dürfte die 
Furcht vor den Auswirkungen einer Massenarbeitslosigkeit auf das 
bestehende Herrschaftssystem sein, welche nach den Erfahrungen 
mit der „großen Krise" der dreißiger Jahre in etwa absehbar sind. 
Dazu kommt die aufs ökonomische Feld verlagerte Auseinanderset-
zung mit den sozialistischen Staaten. Da deren Planwirtschaften 
offene Arbeitslosigkeit praktisch kaum kennen, müßte eine größere 
Beschäftigungskrise die These von der grundsätzlichen Überlegen-
heit des kapitalistischen Systems in den Augen der Bevölkerung 
ernsthaft in Frage stellen. Zugleich wird aber auch erwartet, daß 
sich eine konsequente Vollbeschäftigungspolitik langfristig als wachs-
tumsstabilisierend auswirkt. Deshalb sind immer mehr Staaten dazu 
übergegangen, unter massivem Einsatz ihres geld- und finanzpoliti-
schen Instrumentariums die Gesamtnachfrage etwa auf der Höhe 
des Vollbeschäftigungsniveaus zu halten. Dies geschieht vor allem 
durch eine konjunkturell ausgleichende Steuerung der privaten In-
vestitionstätigkeit. Die Folge ist eine tendenzielle Stabilisierung der 
Investirons- bzw. Akkumulationsrate auf relativ hohem Niveau. 
Auf lange Sicht ist dadurch eine verschärfte Diskrepanz zwischen 
den Wachstumsgeschwindigkeiten der Arbeitsbevölkerung und des 
Realkapitals recht wahrscheinlich. 

Unter diesen Bedingungen muß der Wachstumsprozeß, soweit er 
auf privater Akkumulation beruht, ins Stocken geraten, sobald neu-
erstellte Anlagen mangels verfügbarer Arbeitskräfte nicht mehr ren-
tabel eingesetzt werden können oder der Nachfrageüberhang auf 
dem Arbeitsmarkt zu Reallohnsteigerungen führt, welche die Ge-
winnträchtigkeit neuer Investitionen beschränken. Günstige Investi-
tionsgelegenheiten lassen sich dann nur noch dadurch schaffen, daß 
neue Produktionstechniken eingeführt werden, welche eine Ver-
größerung der Arbeitsproduktivität mit sich bringen oder, anders 
ausgedrückt, eine Erhöhung des Kapitalkoeffizienten bei gleichblei-
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bendem oder eventuell steigendem Kapitalertrag zulassen8. Diese 
Zusammenhänge helfen erklären, daß Kapitalakkumulation und 
technischer Fortschritt gesamtwirtschaftlich kaum zu trennen sind: 
Akkumulation setzt zumindest auf längere Sicht technischen Fort-
schritt voraus, während andererseits technische Innovationen ohne 
Kapitalinvestitionen kaum durchzuführen sind. Technischer Fort-
schritt gewinnt daher unter Vollbeschäftigungsbedingungen den 
Charakter eines „Katalysators" im Akkumulationsprozeß 

Einige modifizierende Faktoren dürfen allerdings bei diesem vor-
erst noch recht schematischen Zusammenhang nicht außer acht ge-
lassen werden. Zunächst einmal kann der Nachfrageüberhang auf 
dem Arbeitsmarkt solange in Grenzen gehalten werden, als es inner-
halb eines Wirtschaftsgebietes rückständige Branchen und Regionen 
gibt, aus denen Arbeitskräfte abgezogen werden können (z. B. Land-
wirtschaft, „Notstandsgebiete") oder solange ein „Import" von Ar-
beitskräften aus ökonomisch zurückgebliebenen Ländern möglich 
ist. Auf der anderen Seite erscheint es einigermaßen fraglich, ob es 
der kapitalistische Klassenantagonismus überhaupt gestattet, auf 
lange Sicht eine kontinuierliche Vollbeschäftigungspolitik zu betrei-
ben10. Die historischen Erfahrungen rechtfertigen immerhin einige 
Zweifel. Es muß jedoch beachtet werden, daß ein Druck auf die öko-
nomisch relevanten Reallöhne bereits dann einsetzten kann, wenn 
gesamtwirtschaftlich die Vollbeschäftigungsgrenze noch nicht erreicht 
ist. Unterschiede im Qualifikationsniveau und die relative Immobili-
tät der Arbeitskräfte können zu strukturellen Knappheiten führen, 
und eine starke Gewerkschaftsorganisation kann gegebenenfalls auch 
einmal bei einer gewissen Arbeitslosenquote überproportionale Real-
lohnerhöhungen erzwingen. 

Das eben angesprochene Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte 
verdient im übrigen besondere Beachtung. Kontinuierlicher tech-
nischer Fortschritt erfordert eine ebenso kontinuierliche Anpassung 
der Ausbildungsvoraussetzungen und Qualifikationsmerkmale derer, 
die ihn hervorbringen oder handhaben müssen. Die von den Bedin-
gungen des kapitalistischen Kapitalverwertungsprozesses erzwun-
gene technische Innovationsrate schlägt damit recht unmittelbar auf 
die Struktur und die Inhalte des Erziehungs- und Ausbildungs-
systems durch. Die Anpassung des Arbeitspotentials an die notwen-
dige Rate des technischen Fortschritts wird zur systemspezifischen 
Infrastrukturinvestition im Spätkapitalismus. 

8 Vgl. Nelson u. a., a.a.O., S. 16 ff.; Andrew Shonfield, Geplanter Kapi-
talismus, Köln-Berlin 1968, S. 54 ff.; Ernest Mandel, Marxistische Wirt-
schaftstheorie, Frankfurt/M. 1968, S. 566; Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Stabilität im Wachs-
tum. Jahresgutachten 1967/68, Stuttgart-Mainz 1967, S. 131 TZ. 254. 

9 Vgl. Nelson u. a„ a.a.O., S. 18. 
10 Vgl. dazu Maurice Dobb, Vollbeschäftigung und Kapitalismus, in: 

Ders., Organisierter Kapitalismus, Frankfurt/M. 1966, S. 41 ff.; Paul A. 
Baran, Politische Ökonomie des wirtschaftlichenWachstums, Neuwied 1966, 
S. 183 ff.; François Perroux, Feindliche Koexistenz?, Stuttgart 1961, S. 79. 
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Die ökonomische Entwicklung in der Bundesrepublik wurde vom 
Ende der fünfziger Jahre bis zur Krise von 1966 ganz deutlich von 
der zunehmenden Verknappung der Arbeitskräfte bestimmt. Wäh-
rend der Wiederaufbauphase nach 1950 konnte zunächst auf eine an-
sehnliche „Reservearmee" qualifizierter Arbeitskräfte zurückgegriffen 
werden, welche durch den anhaltenden Flüchtlingsstrom aus der 
DDR ständigen Zuwachs bekam. Auf diese Weise entfaltete sich — 
gestützt auf eine außenwirtschaftlich abgesicherte Dauerkonjunktur 
auf der Basis eines relativ niedrigen Lohnniveaus und daraus resul-
tierender „Konkurrenzfähigkeit" auf dem Weltmarkt — ein exten-
sives Wirtschaftswachstum mit vergleichsweise hohen Wachstums-
raten: das „Wirtschaftswunder". Die rasche Kapitalakkumulation 
absorbierte indes allmählich das zur Verfügung stehende Arbeits-
kräftepotential. 1961 versiegte mit dem Bau der Mauer der Flücht-
lingsstrom aus der DDR. Gastarbeiter„importe" konnten — nicht 
zuletzt auch wegen unzureichender Qualifikation — die Lücke nicht 
dauerhaft schließen11. 

Die Krise von 1966/67 war schließlich unter anderem darauf zu-
rückzuführen, daß in verschiedenen Wirtschaftsbereichen „Investo-
ren in früheren Jahren die veränderten Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt nicht ausreichend vorausgesehen und deshalb Anlagen 
aufgebaut (hatten), die sie später wegen zunehmender Knappheit an 
Arbeitskräften nicht' mehr gewinnbringend einsetzen konnten"12. 
Die Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Innovationsrate mit den 
entsprechenden Anforderungen an wissenschaftliche Forschung und 
Bildung war zur unabdingbaren Voraussetzung eines störungsfreien 
ökonomischen Wachstums geworden. Diese Lage hat sich nach dem 

11 In den Jahren 1950 — 1960 wuchs die Zahl der Erwerbspersonen in 
der Bundesrepublik jährlich um durchschnittlich 0,59 Millionen an. Im 
Zeitraum zwischen 1960 und 1967 war die durchschnittliche jährliche Zu-
nahme jedoch auf 0,006 Millionen zurückgegangen. Die Arbeitslosenquote 
betrug am 31.12.1951 noch 10,2%, fiel aber bis zum Jahre 1959 auf 3 % 
(31.3.) bzw. 0,9 % (30.9.). Trotz der angespannten Arbeitsmarktlage war 
das Wachstum der industriellen Nettoproduktion zu Beginn der sechziger 
Jahre zunächst noch kaum zurückgegangen. Die durchschnittliche jährliche 
Erhöhung des industriellen Nettoproduktionsindex betrug 1960—1966 
5 , 0 % gegenüber 5 , 4 % zwischen 1950 und 1960 — eine Leistung, die nicht 
ohne kräftige Steigerung der Arbeitsproduktivität zu erreichen war. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 
hrsg. vom Statistischen Bundesamt, Mainz und Stuttgart Jg. 1960, S. 146 und 
Jg. 1968, S. 125 und S. 210. Vgl. auch Kurt Horstmann, Bevölkerung und 
Arbeitskräftepotential, in: Heinz König (Hg.), Wandlungen der Wirt-
schaftsstruktur in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1962, S. 1 ff.; 
Wolf gang Stützel, Betrachtungen zum Wachstum der westdeutschen Wirt-
schaft, in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 
Jg. 13/1968, S. 82 ff.; Wolf gang Lefèvre, Reichtum und Knappheit, in: 
Bergmann-Dutschke-Lefèvre-Rabehl, Rebellion der Studenten oder Die 
neue Opposition, Reinbek 1968, S. 94 ff. 

12 Sachverständigenrat, a.a.O., TZ 64, S. 36. 
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inzwischen überwundenen Konjunkturrückschlag nicht grundsätzlich 
verändert18. 

Technischer Fortschritt und Monopolisierung 

Die ökonomische Funktion des wissenschaftlich technischen Fort-
schritts in spätkapitalistischen Wirtschaften verlangt indessen eine 
sehr viel differenziertere Beurteilung, wenn man deren monopoli-
stische Struktur mit in Betracht zieht. Zunächst einmal spricht eini-
ges dafür, daß der einer profitablen Verwertung harrende „volks-
wirtschaftliche Überschuß"14 im Monopolkapitalismus eine steigende 
Tendenz aufweist. Der Grund dafür liegt in der Preispolitik der 
unter oligopolistischen Marktverhältnissen operierenden Großunter-
nehmen einerseits, in dem vom Kampf um Marktanteile und der 
Suche nach einer Vergrößerung der ökonomischen „Kampfstärke" 
diktierten Zwang zur* technischen Rationalisierung der Produktion 
auf der anderen Seite15. Die Folge derart wachsender Überschüsse 
wäre, daß das Problem der Investitionsgelegenheiten sich mit zuneh-
mender Monopolisierung verschärfen müßte16. Aber selbst wenn 
man von der theoretisch etwas problematischen und empirisch 
kaum zu ermittelnden Gesamtgröße des „volkswirtschaftlichen Über-
schusses" absieht, dürfte kaum von der Hand zu weisen sein, daß 
mit zunehmender Monopolisierung eine Tendenz zur Konzentration 
der Profite bei den Großkonzernen besteht17. 

13 Vgl. Sachverständigenrat, a.a.O., TZ 280, S. 141. Im Zeitraum zwi-
schen 1965 und 1968 hat die Zahl der Erwerbspersonen in der Bundes-
republik absolut abgenommen. Diese Entwicklung dürfte noch bis 1970 
anhalten. In einer Vorausschätzung bis 1985 errechnet das Statistische 
Bundesamt eine Wachstumsrate der Bevölkerung, die weit unter einem 
Prozent liegt und damit an die Zuwachsrate des Realkapitals längst nicht 
herankommt. Vgl. Statistisches Jahrbuch 1968, S. 36 und 125 und Horst-
mann, a.a.O., S. 11 ff. 

14 D. i. das Brutto-Sozialprodukt abzüglich der gesamten technisch 
und gesellschaftlich notwendigen Reproduktionskosten (technisch notwen-
dige Ersatzinvestitionen und gesellschaftlich „notwendiger" Konsum). Zum 
Begriff vgl. Baran a.a.O., S. 81 ff.; Paul A. Baran und Paul M. Sweezy, 
Monopolkapital. Ein Essay über die amerikanische Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung, Frankfurt/M. 1967. 

15 Vgl. Baran-Sweezy, a.a.O., S. 58 ff. Zum Phänomen der „admini-
strierten Preise" im Oligopol, vgl. Adolf A. Berle, The American Economic 
Republic, New York 1963, S. 83 ff.; Hans Staudinger, Die Änderungen in 
der Führerstellung und der Struktur des organisierten Kapitalismus, in: 
Interdependenzen von Politik und Wirtschaft, Festgabe für G. v. Eynern, 
Berlin 1967, S. 341 ff.; John Kenneth Galbraith, Die moderne Industrie-
gesellschaft, München 1968, S. 435. 

16 „In general, supply — that is, productivity — is forging ahead of 
presently effective demand, and potential productivity is vastly greater 
than such demand". Berle, a.a.O., S. 217. 

17 Baran, a.a.O., S. 144 ff. Ein Versuch zur Berechnung des „surplus" 
für die USA wurde im übrigen von J. D. Philips unternommen und findet 
sich im Anhang zu Baran-Sweezy, a.a.O., S. 352 ff. 
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Hier bestehen für die Kapitalverwertung aber gänzlich andere 
Voraussetzungen als unter Konkurrenzbedingungen, weil kapazitäts-
und produktionssteigernde Investitionen mit monopolistischer Ge-
winnmaximierungspolitik nur schwer zu vereinbaren sind. Bei 
gleichbleibenden Nachfrageverhältnissen wirken Kapazitätserweite-
rungen tendenziell profitmindernd. Was bleibt, sind Rationalisie-
rungsinvestitionen mit dem Ziel einer Kostensenkung und Investie-
rungen in Branchen mit niedrigem Konzentrationsgrad. Für letztere 
bestehen aber nur beschränkte Spielräume. 

Für unsere Fragestellung bedeutet dies zunächst, daß die An-
nahme einer Gleichläufigkeit von wissenschaftlich-technischer Ent-
deckung und deren produktionstechnischer Anwendung, der Innova-
tion, aufgeben werden muß. Es ist zu vermuten, daß monopolistische 
Unternehmungen eine Tendenz zur Zurückhaltung an sich produk-
tionsreifer Neuerungen zeigen, um den Wert bestehender Anlagen 
nicht zu vermindern. „Das bedeutet, daß nur größere technische Ver-
besserungen eine Chance zum Durchbruch haben, während andere 
erst dann ausgewertet werden können, wenn die vorhandene Aus-
rüstung unbrauchbar geworden ist"18. Der technische Fortschritt als 
solcher schafft also nicht unmittelbar auch entsprechende Investi-
tionsgelegenheiten. Seine Nutzanwendung hängt von den spezifi-

18 Baran, a.a.O., S. 153. Vgl. auch Baran-Sweezy, a.a.O., S. 96 ff. sowie 
Mandel, a.a.O., S. 441 ff. Letzterer mit instruktiven Beispielen. Die ge-
nannten Autoren vertreten im übrigen ziemlich übereinstimmend die Auf-
fassung, daß der Monopolkapitalismus den technischen Fortschritt generell 
behindere. Diese nicht nur bei marxistischen Ökonomen verbreitete These 
erweist sich nur bei einer sehr differenzierten Betrachtung als richtig. 
Meist wird dabei der vom Monopolisierungsgrad relativ unabhängige Ein-
fluß der Arbeitsmarktlage ebenso vernachlässigt wie die Auswirkungen 
der internationalen Konkurrenz im kapitalistischen Weltsystem. Man darf 
auch nicht außer acht lassen, daß im Monopolkapitalismus von der Ent-
wicklung der Produktivkräfte her eine quasi „industrielle" Erzeugung von 
technischem Fortschritt im großen Stil überhaupt erst möglich wird. Dem 
Problem ist wohl am ehesten dadurch beizukommen, daß man von ver-
schiedenen Qualitäten des technischen Fortschritts ausgeht. Zweifellos ist 
ein wesentlicher Teil des im Monopolkapitalismus erzeugten „Fortschritts" 
gesellschaftlich unnütz, d. h. ohne oder von negativem gesellschaftlichem 
Gebrauchswert (Produktvariationen, künstliche Veralterung) und ebenso 
zweifellos werden viele wissenschaftlich-technischen Erkenntnisse mehr 
oder weniger vorläufig für die Schublade produziert, weil ihre Anwen-
dung kapitalistische Profitinteressen stören würde. Trotzdem ist kaum zu 
leugnen, daß der entwickelte Kapitalismus wachsende Heere von Wissen-
schaftlern und Technikern für und in der Produktion beschäftigen muß 
und daß dazu in zunehmendem Maße staatliche Unterstützung erforderlich 
ist. Unsere These lautet also, daß der entwickelte Kapitalismus ohne eine 
steigende Rate des technischen Fortschritts nicht auskommen kann, daß 
die Qualität dieses Fortschritts aber von den monopolistischen Profit-
interessen diktiert wird. Wir operieren also zunächst mit einem ganz for-
malen Begriff von „Fortschritt", der die Kumulation von Erkenntnissen 
und Erfahrungen unabhängig von deren Nützlichkeit meint. Von der 
Fragestellung her ist dieser Begriff freilich der einzig brauchbare. 
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sehen Verwertungsbedingungen des Kapitals unter Monopolverhält-
nissen ab. Der „Prozeß schöpferischer Zerstörung", der nach Schum-
peters Ansicht durch fortlaufende Vernichtung wirtschaftlich ver-
alteter Anlagen das Wachstum im Kapitalismus begleitet, wirkt 
also nur noch begrenzt. Insgesamt muß damit gerechnet werden, daß 
es — abgesehen von den z. T. unter Lohndruck stattfindenden Ratio-
nalisierungsinvestitionen — den Großkonzernen zunehmend schwe-
rer fällt, die sich bei ihnen ansammelnden Überschüsse unter Markt-
bedingungen gewinnbringend zu verwerten. 

Von diesen Zusammenhängen ausgehend, bleibt zu untersuchen, 
wie sich die spezifischen Kapitalverwertungsbedingungen eines 
monopolistischen Kapitalismus auf Qualität und Richtung des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts auswirken. Dabei sind ver-
schiedene Zusammenhänge zu berücksichtigen. 

Erstens dürften Forschung und Entwicklung im monopolistischen 
Bereich der Wirtschaft in wesentlichem Umfang zur Schaffung neu-
artiger Produkte dienen, mit deren Hilfe in die Märkte fremder 
Branchen eingedrungen werden kann, in Bereiche also, wo die Schaf-
fung neuer Produktionskapazitäten keine Gefährdung der eigenen 
monopolistischen Stellung bedeutet. Bekannte Beispiele hierfür sind 
das Eindringen der Kunststoffchemie in den Bereich der Textil- und 
Stahlindustrie oder der elektrotechnischen Industrie in den Bereich 
der Energieerzeugung. Soweit es zulässig ist, Konkurrenz im Mono-
polkapitalismus vorrangig als z. T. branchenüberschreitenden Wett-
bewerb um Marktanteile zu interpretieren, kann man erwarten, daß 
der technische Fortschritt weniger der Verbesserung „alter" denn 
der Entwicklung neuartiger Produkte dient, wobei seine Richtung 
allerdings von speziellen ökonomischen Bedingungen, beispielsweise 
dem relativen Konzentrationsgrad der in Frage kommenden Sek-
toren abhängt19. 

Relativ hoher Konzentrationsgrad, daraus resultierende hohe Profit-
spannen und die Existenz eines privatwirtschaftlich unmittelbar 
erschließbaren technologischen „Neulandes" waren bisher die Vor-

19 Sofern es sich überhaupt um Neuentwicklungen im technischen Sinn 
handelt, was sehr oft nicht der Fall ist. Besonders eindrucksvolle Beispiele 
für gesellschaftlich unnütze oder sogar schädliche Produktentwicklungen 
liefert die pharmazeutische Industrie. „Es ist inzwischen bekannt, daß von 
der Lawine der jährlich neu entwickelten Medikamente nur wenige einen 
Fortschritt bedeuten. Die meisten Präparate behaupten nur für kurze Zeit 
das Feld, dann verschwinden sie und werden sofort wieder durch neue 
ersetzt, von denen viele nichts wert sind. Diese in Fachblättern immer 
wieder ernsthaft dargelegte und von vielen weitsichtigen Ärzten geteilte 
Auffassung kann nicht verhindern, daß die Flut neuer Medikamente wei-
ter anschwillt, keinem Arzt mehr eine eigene Prüfung erlaubt und ihn 
auf Treu und Glauben dem ,Waschzettel' ausliefert, der als Gebrauchs-
anweisung und wissenschaftliche' Information den Ärztemustern und 
Arzneipackungen beiliegt, so abgefaßt, daß er zumindest den Geschäfts-
interessen der Hersteller nicht zuwiderläuft. Pessimisten sehen gar den 
Arzt allmählich zum Funktionär der pharmazeutischen Industrie degra-
diert." Frederic Vester, Bausteine der Zukunft, Frankfurt 1968, S. 90. 
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aussetzungen für derart expandierende „Wachstumsindustrien" (d. i. 
heute vor allem die Großchemie und die elektrotechnische Industrie). 
Solch eingeschränkte Konkurrenz unter monopolistischen Bedingun-
gen impliziert jedoch noch ein weiteres: Sie kann Unternehmungen 
dazu veranlassen, quasi „vorbeugende" Forschung und Entwicklung 
zu betreiben. Diese verfolgt keinesfalls das primäre Ziel einer pro-
duktionstechnischen Anwendung, sondern dient allein dem Zweck 
einer Ansammlung technologischen Wissens aus dem Umkreis der 
eigenen Produktionstätigkeit, um damit potentielle Eindringlinge 
entweder überhaupt abzuschrecken oder im Ernstfall wirksam be-
kämpfen zu können20. 

Zweitens dürften Forschung und Entwicklung in wesentlichem Um-
fang dazu dienen, die Investitionsgüterindustrien zur fortlaufenden 
Produktion kostensparender Produktionsverfahren zu befähigen21. 
Der dabei erzeugte Strom ständig „verbesserter" Investitionsgüter 
wird vor allem in die Wirtschaftsbereiche gelenkt, die einerseits in-
sofern einem Rationalisierungsdruck unterliegen, als Kostensenkung 
bei starren Preisen Profitsteigerung verspricht und die auf der ande-
ren Seite aber auch die Möglichkeit haben, hohe Abschreibungsraten 
für den wirtschaftlich schnell veraltenden Anlagenbestand über den 
Preis zu finanzieren: wiederum also in die hochmonopolisierten Sek-
toren. Zwei Konsequenzen ergeben sich daraus: Einmal weist' die 
Richtung des produktionstechnischen Fortschritts zu den Wirt-
schaftsbereichen mit relativ hohem Monopolisierungsgrad hin und 
zum anderen haben mit zunehmender Vergrößerung der „Umschlags-
geschwindigkeit" für Kapitalgüter diejenigen Investitionsgüterher-
steller einen entscheidenden Vorteil, denen es gelingt, einen wenn 
auch nur geringen zeitlichen Vorsprung bei der Realisierung neuer 
Techniken zu gewinnen. In verschiedenen Bereichen des Investitions-
gütersektors kann es dadurch zu einem scharfen Wettlauf bei der 
Einführung technischer Verbesserungen kommen, bei dem die „Ver-
lierer" das Risiko eingehen, überhaupt aus dem Markt ausscheiden 
zu müssen22. 

Drittens muß schließlich folgendes beachtet werden: Auch wenn 
man unterstellen kann, daß sich in einigen Investitionsgüterberei-
chen durch eine Vergrößerung des Innovationstempos der Kapital-
vernichtungsprozeß via „wirtschaftliche Veraltung" von Anlagen 
beschleunigt, so löst dieser Mechanismus doch nicht das Problem der 

20 Vgl. dazu Andrew Shonfield, Geplanter Kapitalismus. Wirtschafts-
politik in Westeuropa und USA, Köln-Berlin 1968, S. 440. 

21 Die Produktionsmittelindustrie weist in allen fortgeschrittenen In-
dustriestaaten eine besondere große Forschungsintensität auf. Vgl. OECD, 
a.a.O., S. 17 ff. 

22 Vgl. Shonfield, a.a.O., S. 45 ff.; Baran, a.a.O., S. 28 sowie Stephan 
Leibfried, Die angepaßte Universität. Zur Situation der Hochschulen in 
der Bundesrepublik und den USA, Frankfurt/M. 1968, S. 17 f. Als Beispiel 
kann hier die Computerindustrie angeführt werden, wo sich die ameri-
kanische IBM-Gesellschaft binnen kurzer Frist eine überragende Position 
geschaffen hat. 


